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Gesetz zur Änderung "Artikel? 

des Landtagswahlgesetzes und des 
Volksabstimmungsgesetzes 

Wahlbezirke 

Vom 11.April1983 

Der Landtag hat am 24. März 1983 das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Jede Gemeinde bildet mindestens einen 
Wahlbezirk; in größeren Gemeinden sind 
mehrere Wahlbezirke zu bilden. Das Nähere 
über die Bildung der Wahlbezirke und ihre 
öffentliche Bekanntmachung bestimmt die 
Wahlordnung. Sie kann auch Bestimmungen 
über die Einrichtung von Sonderwahlbezir­
ken treffen, in denen nur mit Wahlschein 
gewählt werden kann. 11 • 

Artikel 1 

Änderung des Landtagswahlgesetzes 

Das Gesetz über die Landtagswahlen in der Fas­
sung vom 10. November 1915 (GBl. S. 802) und 
vom 24. September 1919 (GBl. S. 431) wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Es gliedert sich in Wahlkreise und Wahl­
bezirke.". 

2. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

3. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchst. b werden die Worte 
"ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent­
halt haben" durch die Worte "ihre Woh­
nung, bei mehreren Wohnungen ihre 
Hauptwohnung haben oder sich sonst ge­
wöhnlich aufhalten 11 ersetzt. 
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b) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist 
nach Satz 1 Buchst. b ist der Tag der Woh­
nungs- oder Aufenthaltsnahme in die Frist 
einzubeziehen." . 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, 

1. wer infolge Richterspruchs das Wahl­
recht nicht besitzt, 

2. wer entmündigt ist oder wegen geisti­
gen Gebrechens unter Pflegschaft steht, 
wenn er nicht durch eine Beschei­
nigung des Vormundschaftsgerichts 
nachweist, daß die Pflegschaft mit sei­
ner Einwilligung angeordnet ist, 

3. wer nach § 63 des Strafgesetzbuchs 
in einem psychiatrischen Krankenhaus 
untergebracht ist, 

4. wer infolge Richterspruchs auf Grund 
des Unterbringungsgesetzes wegeIl 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäch •. 
nicht nur einstweilig in einer hierfü i 
zugelassenen psychiatrischen Einrich -
tung untergebracht ist. " . 

4. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 12 

Gliederung der Wahlorgane 

(1) Wahlorgane sind 

der Landeswahlleiter und der Landeswahl­
ausschuß für das gesamte Wahlgebiet, 

ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlaus­
schuß für jeden Wahlkreis, 

ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand 
für jeden Wahlbezirk, 

mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahl­
vorstand für die Briefwahl (Briefwahlvor­
stand) für jeden Wahlkreis. 

(2) Der Kreiswahlleiter kann anordnen, daß 
Briefwahlvorstände statt für den Wahlkreis 
für einzelne oder mehrere Gemeinden ein­
zusetzen sind. 

(3) Wieviel Briefwahlvorstände einzusetzen 
sind, bestimmt der Kreiswahlleiter. 

(4) Das Nähere über die Einsetzung der 
Briefwahlvorstände bestimmt die Wahlord­
nung.". 

5. Artikel 15 wird aufgehoben. 

6. Artikel 16 und 17 erhalten folgende Fas­
sung: 

"Artikel 16 

Wahlvorsteher und Wahlvorstände 

(1) Die Wahlvorsteher und ihre Stellvertre­
ter werden vom Bürgermeister berufen. 

(2) Die Wahlvorstände bestehen aus dem 
Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem 
Stellvertreter und weiteren drei bis sechs 
vom Bürgermeister zu berufenden Wahlbe­
rechtigten als Beisitzern. Die in der Ge­
meinde bestehenden Parteien sollen ange­
messen berücksichtigt werden. 

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, die er­
forderlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel zur 
Verfügung zu stellen. 

Artikel 17 

Wahlvorsteher und Briefwahlvorstände 

(1) Die Briefwahlvorstände haben ihren Sitz 
am Sitz des Kreiswahlleiters, wenn dieser 
nichts anderes bestimmt. 

(2) Die Wahlvorsteher für die Briefwahl, 
ihre Stellvertreter und die weiteren Beisitzer 
des Briefwahlvorstandes werden, wenn nach 
Artikel 12 Abs.2 für eine einzelne Gemeinde 
ein oder mehrere Briefwahlvorstände einzu­
setzen sind, vom Bürgermeister dieser Ge­
meinde, im übrigen vom Kreiswahlleiter be­
rufen. 

(3) Für die Zusammensetzung der Briefwahl­
vorstände gilt Artikel 16 Abs.2 entspre­
chend. 

(4) Sind nach Artikel 12 Abs. 2 für einzelne 
oder für mehrere Gemeinden Briefwahlvor­
stände eingesetzt, sind die Gemeinden, im 
übrigen die Landkreise verpflichtet, die er­
forderlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel zur 
Verfügung zu stellen.". 

7. Nach Artikel 17 werden folgende Artikel 
17 abis 17 c eingefügt: 

"Artikel 17 a 

Mitgliedschaft in Wahlorganen 

(1) Zu Mitgliedern der Wahlausschüsse und 
Wahlvorstände dürfen nur Wahlberechtigte 
berufen werden. Sie sollen in dem Gebiet 
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wahlberechtigt sein, für das der Wahlaus­
schuß oder Wahlvorstand bestellt wird. 

(2) Niemand darf in mehr als einem Wahl­
organ Mitglied sein. Wahlbewerber und 
Vertrauensleute für Wahlvorschläge dürfen 
nicht zu Mitgliedern eines Wahl organs be­
rufen werden. 

Artikel 17 b 

Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahl­
vorstände 

(1) Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände 
verhandeln und entscheiden in öffentlicher 
Sitzung. Bei den Abstimmungen entscheidet 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(2) Das Nähere über die öffentliche Bekannt­
machung der Sitzungen der Wahlausschüsse 
und Wahlvorstände sowie über deren Ver­
fahren bestimmt die Wahlordnung. 

Artikel1? c 

Ehrenämter 

(1) Die Beisitzer der Wahlausschüsse und die 
Mitglieder der Wahlvorstände üben ihre Tä­
tigkeit ehrenamtlich aus. Zur Ubernahme 
dieses Ehrenamtes ist jeder Wahlberechtigte 
verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus 
wichtigem Grund abgelehnt werden. Das Nä­
here hierüber sowie über die reisekosten­
rechtliche Entschädigung und die Gewäh­
rung eines Zehrgeldes bestimmt die Wahl­
ordnung. 

(2) Den Beisitzern der Wahlausschüsse und 
den Mitgliedern der Wahlvorstände kann 
Ersatz für Sachschäden, die sie bei Aus­
übung ihres Ehrenamtes erlitten haben, nach 
den für Ehrenbeamte geltenden Bestimmun­
gen gewährt werden; ein zugleich erlittener 
Körperschaden schließt eine Ersatzleistung 
nicht aus.". 

8. Artikel 18 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 18 

Amtsdauer und Beschlußfähigkeit 
der Wahlausschüsse und Wahlvorstände 

(1) Die Wahlausschüsse bestehen auch nach 
der Hauptwahl fort, längstens bis zum Ab­
lauf der Wahlperiode. 

(2) Mitglieder der Wahlausschüsse und der 
Wahlvorstände können aus wichtigem 
Grund entpflichtet oder ersetzt werden. 

(3) Die Wahlausschüsse sind ohne Rücksicht 
auf die Zahl der erschienenen Beisitzer be­
schlußfähig. 

(4) Die Wahlvorstände sind beschlußfähig 
während der Wahlhandlung, wenn minde­
stens drei Mitglieder, bei der Feststellung 
des Wahlergebnisses, wenn mindestens fünf 
Mitglieder, darunter jeweils der Wahlvorste­
her und der von ihm aus den Beisitzern 
bestellte Schriftführer oder ihre Stellvertre­
ter, anwesend sind. Fehlende Beisitzer sind 
vom Wahlvorstand durch Wahlberechtigte 
zu ersetzen, wenn dies zur Herstellung der 
Beschlußfähigkeit des Wahlvorstands erfor­
derlich ist. 11 • 

9. Artikel 19 wird aufgehoben. 

10. Artikel 22 und 23 erhalten folgende Fas­
sung: 

"Artikel 22 

Wählerverzeichnisse 

(I) Die Aufstellung der Wählerverzeichnisse 
obliegt den Gemeinden. Sie führen für jeden 
Wahlbezirk ein Wählerverzeichnis. 

(2) In die Wählerverzeichnisse einer Ge­
meinde sind alle Personen einzutragen, die 
voraussichtlich am Wahltag das Wahlrecht 
und in der Gemeinde ihre Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung 
haben oder sich dort sonst gewöhnlich auf­
halten. 

(3) Das Wählerverzeichnis ist an den Werk­
tagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl 
öffentlich auszulegen. 

(4) Jeder Wahlberechtigte, der ein Wähler­
verzeichnis für unrichtig oder unvollständig 
hält, kann innerhalb der Auslegungsfrist 
beim Bürgermeister Einspruch einlegen. Uber 
den Einspruch entscheidet der Bürgermeister. 
Gegen seine Entscheidung kann binnen zwei 
Tagen nach ihrer Zustellung Beschwerde an 
den Kreiswahlleiter erhoben werden. Der 
Kreiswahlleiter entscheidet spätestens am 
vierten Tag vor der Wahl über die Be­
schwerde. 

(5) Das Nähere über die Aufstellung, die Be­
richtigung und den Abschluß der Wähler­
verzeichnisse, über deren öffentliche Aus­
legung sowie über das Einspruchs- und Be-
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schwerdeverfahren bestimmt die Wahlord­
nung. 

Artikel 23 

Wahlscheine 

(1) Ein Wahlberechtigter, der verhindert ist, 
in dem Wahlbezirk zu wählen, in dessen 
Wählerverzeichnis er eingetragen ist, oder 
der aus einem von ihm nicht zu vertretenden 
Grund in das Wählerverzeichnis nicht einge­
tragen ist, erhält auf Antrag einen Wahl­
schein. 

(2) Bei Versagung eines Wahlscheins gilt Ar· 
tikel 22 Abs. 4 Sätze 2 bis 4 entsprechend. 

(3) Das Nähere über die Voraussetzungen 
für die Erteilung und Ausgabe der Wahl­
scheine und Briefwahlunterlagen sowie über 
das Einspruchs- und Beschwerdeverfahren 
bestimmt die Wahlordnung. Sie kann für be­
sondere Fälle zulassen, daß Wahlscheine von 
Amts wegen erteilt werden.". 

11. In Artikel 24 Abs. 2, Artikel 31 Abs. I, Abs. 2 
Satz I, Abs.3 und 4 sowie in Artikel 38 
Abs. 1 und Abs. 3 Sätze 1 und 2 wird jeweils 
die Bezeichnung "Wahlzettel" durch die Be­
zeichnung "Stimmzettel" ersetzt. 

12. Artikel 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Wahlvorschläge von Parteien müssen 
von dem Vorstand des Landesverbandes 
oder, wenn Landesverbände nicht beste­
hen, von den Vorständen der nächst­
niedrigen Gebietsverbände (§ 1 Abs. 2 des 
Parteiengesetzes), in deren Bereich der 
Wahlkreis liegt, unterzeichnet sein. Par­
teien, die während der letzten Wahlpe­
riode im Landtag nicht vertreten waren, 
bedürfen für ihre Wahlvorschläge außer­
dem der Unterschriften von mindestens 
150 Wahlberechtigten des Wahlkreises. 
Wahlvorschläge für Einzelbewerber müs­
sen von mindestens 150 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises unterzeichnet sein. Die 
Unterschriften müssen jeweils persönlich 
und handschriftlich geleistet werden. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner ist 
in den Fällen der Sätze 2 und 3 bei Ein­
reichung des Wahlvorschlags, spätestens 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist, 
nachzuweisen. If • 

b) Absatz 3 Sätze 2 und 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

"Die Zustimmung ist unwiderruflich.". 

13. Artikel 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Das Nähere über Form und Inhalt der 
Wahlvorschläge bestimmt die Wahlordnung. 
Sie kann für Wahlvorschläge für Einzelbe­
werber vorschreiben, daß sie ein Kennwort 
enthalten müssen. " . 

14. Artikel 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl ,,34." durch 
die Zahl ,,45." ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 
und erhält folgende Fassung: 

,,(2) Das Nähere über die einzureichenden 
Nachweise und deren Form und Inhalt so­
wie über die Zuständigkeit für die Aus­
stellung von Wahlrechtsbescheinigungen 
und Wählbarkeitsbescheinigungen be­
stimmt die Wahlordnung.". 

15. Artikel 28 bis 30 erhalten folg~rd~ Fassl,lng: 

"Artikel 28 

Vertrauensleute 

(1) In jedem Wahlvorschlag sollen zwei Ver­
trauensleute bezeichnet werden. Sind keine 
Vertrauensleute benannt, gelten die beiden 
ersten Unterzeichner des Wahlvorschlags 
als Vertrauensleute. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, sind nur die Vertrauensleute, 
jeder für sich, berechtigt, verbindliche Er­
klärungen zum Wahlvorschlag abzugeben 
und Erklärungen von Wahlorganen entge­
genzunehmen. 

(3) Die Vertrauensleute können durch 
schriftliche Erklärung der Mehrheit der Un­
terzeichner des Wahlvorschlags an den 
Kreiswahlleiter abberufen und durch andere 
ersetzt werden. 

Artikel 29 

Zurücknahme und Anderung von 
Wahlvorschlägen 

(1) Ein Wahlvorschlag kann bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensleute 
zurückgenommen oder geändert werden. Die 
Vorschriften über die Aufstellung der Be­
werber, die Unterzeichnung des Wahlvor­
schlags und die Beibringung von weiteren 
Unterschriften bleiben unberührt. 
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(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist gilt 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend mit der Maß­
gabe, daß eine Zurücknahme oder Ände­
rung nur bis zur Entscheidung über die Zu­
lassung des Wahlvorschlags zulässig ist, 
eine Änderung ferner nur dann, wenn der 
Bewerber oder Ersatzbewerber gestorben ist 
oder die Wählbarkeit verloren hat. Das Ver­
fahren nach Artikel 25 braucht bei einer sol­
chen Änderung nicht eingehalten zu werden; 
der Unterschriften nach Artikel 25 Abs. 2 'be­
darf es nicht. 

Artikel 30 

Beseitigung von Mängeln der Wahl-
vorschläge 

(1) Der Kreiswahlleiter hat die Wahlvor­
schläge unverzüglich nach Eingang zu prü­
fen. Stellt er bei einem Wahlvorschlag Män­
gel fest, so benachrichtigt er sofort die Ver­
trauensleute und fordert sie auf, behebbare 
Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist kön­
nen nur noch Mängel an sich gültiger Wahl­
vorschläge behoben werden. Ein Wahlvor­
schlag ist nicht gültig. wenn 

1. die Form oder Frist des Artikels 27 Abs. 1 
nicht gewahrt ist, 

2. die nach Artikel 25 Abs. 2 erforderlichen 
gültigen Unterschriften mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung der Unterzeichner 
fehlen. es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahl­
vorschlagsberechtigte nicht zu vertreten 
hat. nicht rechtzeitig erbracht werden, 

3. bei dem Wahlvorschlag einer Partei die 
Parteibezeichnung fehlt oder die Nach­
weise des Artikels 25 Abs.4 nicht erbracht 
sind. 

Ist der Bewerber oder Ersatzbewerber so 
mangelhaft bezeichnet, daß seine Person 
nicht feststeht, ist der Wahlvorschlag für 
diesen Bewerber oder Ersatzbewerber un­
gültig. 

(3) Nach der Entscheidung über die Zulas­
sung des Wahlvorschlags (Artikel 31 Abs.1) 
können Mängel nicht mehr behoben wer­
den.". 

16. Artikel 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl ,,30." durch die 
1':ahl ,,40." ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
"oder Unterzeichner" gestrichen. 

17. Artikel 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

" (2) Weist der Kreiswahlausschuß einen 
Wahlvorschlag ganz oder teilweise zurück. 
so kann bis 18.00 Uhr des dritten Tages 
nach der Verkündung der Entscheidung 
Beschwerde an den Landeswahlausschuß 
erhoben werden. Beschwerdeberechtigt 
sind die Vertrauensleute des zurückgewie­
senen Wahlvorschlags, der Landeswahllei­
ter und der Kreiswahlleiter. Der Landes­
wahlleiter und der Kreiswahlleiter kön­
nen auch gegen die Zulassung eines 
Wahlvorschlags Beschwerde erheben.". 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Zahl ,,24." 
durch die Zahl ,,30." ersetzt; Satz 2 wird 
gestrichen. 

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Das Nähere über das Verfahren nach 
Absatz 1 und über das Beschwerdeverfah­
ren nach Absatz 3 bestimmt die Wahl­
ordnung.". 

18. Die Uberschrift des Artikels 33 erhält fol­
gende Fassung: 

"Bekanntmachung der Wahlvorschläge". 

19. Artikel 34 Abs. 2 wird aufgehoben. 

20. Artikel 35 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 35 

öffentlichkeit der Wahlhandlung 

(1) Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

(2) Der Wahlvorstand hat für den geordne­
ten Ablauf der Wahlhandlung zu sorgen. Er 
kann insbesondere Personen. welche die 
Ruhe oder Ordnung stören. nach vergebU­
eher Ermahnung aus dem Wahlraum und 
den Zugängen zum Wahlraum verweisen. Ist 
der Betroffene in das Wählerverzeichnis des 
Wahlbezirks eingetragen oder hat er einen 
Wahlschein, so ist ihin zuvor Gelegenheit 
zur Ausübung des Wahlrechts zu geben.". 

21. Nach Artikel 35 wird folgender Artikel 35 a 
eingefügt: 

"Artikel 35 a 

Unzulässige Wahlpropaganda, 
unzulässige Veröffentlichung von Wühler­

befragungen 

(1) In dem Gebäude, in dem sich der Wahl­
raum befindet, ist jede Beeinflussung der 
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Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild 
verboten. 

(2) Die Veröffentlichung der Ergebnisse von 
Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe 
über den Inhalt der Wahlentscheidung ist 
vor Ablauf der Wahlzeit unzulässig.". 

22. In Artikel 36 Satz 2 werden die Worte "Ge­
meindewahlleiter oder Wahlbezirksvorste­
her" durch das Wort "Wahlvorsteher" er­
setzt. 

23. Die Uberschrift des Artikels 37 erhält fol­
gende Fassung: 

"Stimmzettel, Wahlumschläge". 

24. Artikel 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Ein Wahlberechtigter, der nicht lesen 
kann oder durch körperliche Gebrechen 
gehbehindert ist, seine Stimme allein ab­
zugeben, kann sich der Hilfe einer Person 
seines Vertrauens bedienen.". 

b) Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. Die bisheri­
gen Absätze 5 bis 7 werden Absätze 4 
bis 6. 

d) Im neuen Absatz 4 werden die Worte "Ge­
meindewahlausschuß oder Wahlbezirks­
ausschuß durch das Wort "Wahlvorstand" 
ersetzt. 

e) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fas­
sung: 

,,(5) Bei der Briefwahl hat der Wähler 
dem auf dem Wahlbriefumschlag als 
Empfänger vorgesehenen Kreiswahlleiter 
oder Bürgermeister im Wahl brief den ver­
schlossenen Wahlumschlag, der den 
Stimmzettel enthält, sowie den Wahlschein 
so rechtzeitig zu übersenden, daß er dort 
spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr ein­
geht. Auf dem Wahlschein ist durch Un­
terschrift an Eides Statt zu versichern, 
daß der Wähler den Stimmzettel persön­
lich oder nach Absatz 2 Satz 2 gekenn­
zeichnet hat.". 

25. Artikel 40 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 40 

Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk 

(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt 
der Wahlvorstand das Wahlergebnis im 
Wahlbezirk fest. 

(2) Der Wahlvorstand entscheidet über die 
Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
über sonstige bei der Feststellung des Wahl­
ergebnisses sich ergebende Fragen. 

(3) Das Nähere über die Feststellung der 
Wahlergebriisse, ihre Weitermeldung und 
Bekanntgabe bestimmt die Wahlordnung.". 

26. Nach Artikel 40 wird folgender Artikel 40 a 
eingefügt: 

"Artikel 40 a 

Feststellung des Briefwahlergebnisses 

(1) Der Briefwahlvorstand stellt nach Been­
digung der Wahlhandlung das Wahlergeb­
nis aus den ihm zugewiesenen Wahibriefen 
fest. 

(2) Artikel 40 Abs. 2 und 3 gilt entspre­
chend.". 

27. Artikel 41 und 42 erhalten folgende Fas­
sung: 

"Artikel 41 

Ungültige Stimmen, Zurückweisung 
von Wahlbriefen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimm­
zettel 

1. nicht in einem amtlichen Wahlumschlag 
abgegeben worden ist, 

2: in einem Wahlumschlag abgegeben wor­
den ist, der offensichtlich in einer das 
Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von 
den übrigen abweicht oder einen deutlich 
fühlbaren Gegenstand enthält, 

3. nicht amtlich hergestellt oder für einen 
anderen Wahlkreis gültig ist, 

4. keine Kennzeichnung enthält, 

5. den Willen des Wählers nicht zweifels­
frei erkennen läßt, 

6. ganz durchgestrichen, durchgerissen oder 
durchgeschnitten ist, 

7. eine Änderung, einen Vorbehalt oder ei­
nen beleidigenden oder auf die Person 
des Wählers hinweisenden Zusatz enthält 
oder wenn sich in dem Wahlumschlag 
sonst eine derartige Äußerung befindet. 

(2) Leer abgegebene Wahlumschläge werden 
als ungültige Stimmen gewertet. Mehrere in 
einem Wahlumschlag abgegebene Stimmzet­
tel gelten als eine gültige Stimme, wenn sie 
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gleich gekennzeichnet sind oder nur einer 
von ihnen gekennzeichnet ist; bei inhaltlich 
verschiedener Kennzeichnung gelten sie als 
eine ungültige Stimme. 

(3) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurück­
zuweisen, wenn 

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegan­
gen ist, 

2. dem Wahlbriefumschlag kein oder keIn 
gültiger Wahlschein beiliegt, 

3. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlum­
schlag beiliegt, 

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der 
Wahlumschlag verschlossen ist, 

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahl­
umschläge, aber nicht die gleiche Anzahl 
gültiger und mit der vorgeschriebenen 
Versicherung an Eides Statt versehener 
Wahlscheine enthält, 

6. der Wähler oder die Person seines Ver­
trauens die vorgeschriebene Versicherung 
an Eides Statt auf dem Wahlschein nicht 
unterschrieben hat, 

? kein amtlicher Wahlumschlag benutzt 
worden ist, 

8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der 
offensichtlich in einer das Wahlgeheim­
nis gefährdenden Weise von den übrigen 
abweicht oder einen deutlich fühlbaren 
Gegenstand enthält. 

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe 
werden nicht als Wähler gezählt; ihre Stim­
men gelten als nicht abgegeben. 

(4) Die Stimme eines Wählers, der an der 
Briefwahl teilgenommen hat, wird nicht da­
durch ungültig, daß er vor dem oder am 
Wahltag stirbt, aus Baden-Württemberg ver­
zieht oder sein Wahlrecht nach Artikel 8 
Abs. 2 verliert. 

Artikel 42 

Fes/stellung des Wahlergebnisses 
im Wahlkreis 

(1) Der Kreiswahlausschuß stellt das Wahl­
ergebnis im Wahlkreis fest. Er hat dabei die 
Feststellungen der Wahlvorstände und Brief­
wahlvorstände nachzuprüfen. Er kann feh­
lerhafte Entscheidungen abändern; zurück­
gewiesene Wahlbriefe kann er nicht zulas­
sen. 

(2) Artikel 40 Abs. 3 gilt entsprechend.". 

28. Artikel 44 und 45 erhalten folgende Fassung: 

"Artikel 44 

Bekanntmachung des Wahl ergebniss es , 

Der Landeswahlleiter macht das vom Lan­
deswahlausschuß festgestellte Ergebnis der 
Wahl im Land einschließlich der Sitzvertei­
lung und der gewählten Bewerber im Staats­
anzeiger für Baden-Württemberg bekannt. Er 
benachrichtigt die gewählten Bewerber von 
ihrer Wahl und fordert sie auf, binnen ei­
ner Woche schriftlich zu erklären, ob sie 
die Wahl annehmen. 

Artikel 45 

Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag 

(1) Die gewählten Bewerber erwerben die 
Mitgliedschaft im Landtag mit dem frist- und 
formgerechten Eingang der Annahmeerklä­
rung auf die Benachrichtigung nach Arti­
kel 44 Satz 2 beim Landeswahlleiter. Geht 
bis zum Ablauf der in Artikel 44 Satz 2 be­
stimmten Frist beim Landeswahlleiter keine 
oder keine formgerechte Erklärung ein, so 
gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als ange­
nommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. Annahme- und Ableh­
nungserklärungen können nicht widerrufen 
werden. 

(2) Der Landeswahlleiter stellt den Bewer­
bern, die die Wahl angenommen haben oder 
bei denen die Wahl als angenommen gilt, 
eine Wahlurkunde aus.". 

29. Artikel 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Lehnt ein gewählter Bewerber die An­
nahme der Wahl ab, stirbt er vor der An­
nahme der Wahl, verliert er vor der An­
nahme der Wahl die Wählbarkeit oder 
scheidet ein Abgeordneter aus dem Land­
tag aus, so tritt der Ersatzbewerber (Arti­
kel 1 Abs. 2 Satz 1) an seine Stelle.". 

b) In Absatz 2 Buchstabe d wird der Klam­
merzusatz ,,(Artikel 49)" durch den Klam­
merzusatz ,,(Artikel 50 a)" ersetzt. 

30. Die Uberschrift des Zehnten Abschnitts er· 
hält folgende Fassung: 

"Nachwahl und Wiederholungswahl" . 

31. Artikel 49 erhält folgende Fassung: 
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"Artikel 49 

Nachwahl 

(I) Steht fest, daß die Wahl infolge höherer 
Gewalt oder aus einem sonstigen Grund in 
einem Wahlkreis oder einem Wahlbezirk 
nicht durchgeführt werden kann, oder wird 
ein offenkundiger, vor der Wahl nicht mehr 
behebbarer Mangel festgestellt, wegen dem 
die Wahl im Fall ihrer Durchführung im 
Wahlprüfungsverfahren ganz oder teilweise 
für ungültig erklärt werden müßte, sagt deI 
Kreiswahlleiter die Wahl ganz oder teil­
weise ab und macht dies öffentlich mit dem 
Hinweis bekannt, daß eine Nachwahl statt­
finden wird. 

(2) Ist in einem Wahlkreis oder einem Wahl­
bezirk die Wahl nicht durchgeführt worden, 
findet eine Nachwahl statt. Die Nachwahl 
soll spätestens drei Wochen nach dem Tag 
der Hauptwahl stattfinden. Den Tag der 
Nachwahl bestimmt der Landeswahlleiter. 

(3) Die Nachwahl findet nach denselben Vor­
schriften und auf denselben Grundlagen wie 
die Hauptwahl statt. 

(4) Das Nähere über die Vorbereitung und 
Durchführung der Nachwahl bestimmt die 
Wahlordnung./I . 

32. Artikel 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Das Nähere über die Vorbereitung 
und Durchführung der Wiederholungs­
wahl bestimmt die Wahlordnung.". 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

33. Der bisherige Artikel 49 wird im Elften Ab­
schnitt nach der Abschnittsüberschrift als 
Artikel 50 a eingefügt. 

34. Nach Artikel 50 a wird folgender Artikel 
50 beingefügt. 

"Artikel 50 b 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen Artikel 11 c Abs. lohne wich­
tigen Grund ein Ehrenamt ablehnt oder 
sich ohne genügende Entschuldigung den 
Pflichten eines solchen Ehrenamts ent­
zieht oder 

2. entgegen Artikel 35 a Abs. 2 Ergebnisse 
von Wählerbefragungen nach der Stimm-

abgabe über den Inhalt der Wahlentschei­
dung vor Ablauf der Wahlzeit veröffent­
licht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 
1 000 Deutsche Mark, die Ordnungswidrig­
keit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße 
bis zu 100000 Deutsche Mark geahndet wer­
den. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten ist 

1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nr. J 

a) der Landeswahlleiter, wenn ein Wahl­
berechtigter das Amt eines Beisitzers im 
Landeswahlausschuß, 

b) der Kreiswahlleiter, wenn ein Wahl­
berechtigter das Amt eines Wahlvorste­
hers, eines stellvertretenden Wahlvor­
stehers oder eines Beisitzers im Wahl­
vorstand oder im Kreiswahlausschuß 

unberechtigt ablehnt oder sich ohne genü­
gende Entschuldigung den Pflichten eines 
solchen Amtes entzieht, 

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nr.2 der Landeswahlleiter. ". 

35. Artikel 52 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 52 

Wahlordnung 

Das Innenministerium erläßt durch Rechts­
verordnung (Wahlordnung) die in diesem 
Gesetz vorgesehenen und die zu seiner 
Durchführung sonst erforderlichen Vorschrif­
ten. In der Wahlordnung können auch Son­
derbe stimmungen über das Wahlverfahren 
in Krankenhäusern, Heimen, Klöstern, sozial­
therapeutischen Anstalten und Justizvoll­
zugsanstalten sowie für solche Wahlberech­
tigte getroffen werden, deren Wohnstätten 
aus gesundheits- oder viehseuchenpolizeili­
chen Gründen gesperrt sind. tt • 

36. Nach Artikel 52 werden die folgenden Arti­
kel 52 a und 52 beingefügt: 

"Artikel 52 a 

Ermächtigung zur Verkürzung von Fristen 
und Terminen bei Auflösung des Landtags 

Bei einer Auflösung des Landtags vor Ab­
lauf der Wahlperiode kann das' Innenmini-
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sterium, um eine ordnungsgemäße Vorberei­
tung der Wahl zu gewährleisten, die in die­
sem Gesetz und in der Wahlordnung be­
stimmten Fristen und Termine durch Rechts­
verordnung abkürzen oder ändern und damit 
zusammenhängende ergänzende Verfahrens­
vorschriften erlassen. 

Artikel 52 b 

Fristen und Termine 

Die in diesem Gesetz und in der Wahlord­
nl!ng .. besti;l11Il}ten Fristen und Termine ver­
längern oder ändern sich nicht dadurch, daß 
der letzte Tag der Frist oder ein Termin aut 
einen Samstag, einen Sonntag oder einen ge­
setzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinset­
zung in den vorherigen Stand ist ausge­
schlossen .... 

Artikel 2 

Änderung des Volksabstimmungsgesetzes 

Das Gesetz über Volksabstimmung und Volksbe­
gehren in der Fassung vom 11. März 1916 (GBL 
S. 342) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

"Artikel 3 

Gliederung des Abslimmungsgebiets 

(1) Abstimmungsgebiet ist das Land. Es glie­
dert sich in Stimmkreise und Stimmbezirke. 

(2) Stimmkreise sind die Stadtkreise und 
Landkreise. 

(3) Jede Gemeinde bildet mindestens einen 
Stimmbezirk; in größeren Gemeinden sind 
mehrere Stimmbezirke zu bilden. Das Nä­
here über die Bildung der Stimmbezirke und 
ihre öffentliche Bekanntmachung regelt die 
Stimmordnung. Sie kann auch Bestimmungen 
über die Einrichtung von Sonderstimrnbezir­
ken treffen, in denen nur mit Stimmschein 
(Artikel 9) abgestimmt werden kann. 

Artikel 4 

Abs timmungsorgane 

(1) Abstimmungsorgane sind 

der Landesabstimmungsleiter und der Lan­
desabstimmungsausschuß für das Abstim­
mungsgebiet, 

ein Kreisabstimmungsleiter und ein Kreisab­
stimmungsausschuß für jeden Stimmkreis, 

ein Stimmbezirksvorsteher und ein Stimmbe­
zirksvorstand für jeden Stimmbezirk, 

mindestens ein Abstimmungsvorsteher und 
ein Abstimmungsvorstand für die Briefab­
stimmung (Briefabstimmungsvorstand) für je-
den Stimmkreis. ' 

(2) Der Kreisabstimmungsleiter kann anord­
nen, daß Briefabstimmungsvorstände statt für 
den Stimmkreis für einzelne oder mehrere 
Gemeinden einzusetzen sind. 

(3) Wieviel Briefabstimmungsvorstände ein­
zusetzen sind, bestimmt der Kreisabstim­
mungsleiter. 

(4) Für die Zusammensetzung, die Berufung, 
den Sitz, die Bekanntmachung und die Be­
schlußfähigkeit der Abstimmungsorgane so­
wie für die Abstimmung und die Stellvertre­
tung, für die Bereitstellung von Hilfskräften 
und Hilfsmitteln und für die ehrenamtliche 
Tätigkeit in Abstimmungsorganen gelten 
die Vorschriften des Landtagswahlrechts ent­
sprechend. 

(5) Die Abstimmungsorgane bestehen bis zur 
öffentlichen Bekanntmachung des Abstim­
mungsergebnisses (Artikel 18) fort. Im Falle 
der Wiederholung der Volksabstimmung wer­
den sie neu berufen. Mitglieder der Ab­
stimmungsausschüsse und der Abstimmungs­
vorstände können aus wichtigem Grund ent­
pflichtet oder ersetzt werden .... 

2. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgendes angefügt: 

..Sie führen für jeden Stimmbezirk ein 
Stimmberechtigtenverzeichnis. ". 

b) Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

,,(2) In die Stimmberechtigtenverzeichnisse 
einer Gemeinde sind alle Personen einzu­
tragen, die voraussichtlich am Abstim­
mungstag das Stimmrecht und in der Ge­
meinde ihre Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen ihre Hauptwohnung haben 
oder sich dort sonst gewöhnlich aufhalten. 

(3) Das Stimmberechtigtenverzeichnis ist 
an den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag 
vor der Abstimmung öffentlich auszule­
gen. 

(4) Für die Aufstellung, die Berichtigung 
und den Abschluß der Stimmberechtigten­
verzeichnisse und deren öffentliche Ausle­
gung sowie für das Einspruchs- und Be-
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schwerdeverfahren gelten die Vorschriften 
des Landtagswahlrechts über Wählerver­
zeichnisse entsprechend." . 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

3. Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 9 

Stimmscheine 

(1) Ein Stimmberechtigter, der verhindert ist, 
in dem Stimmbezirk abzustimmen, in des­
sen Stimmberechtigtenverzeichnis er einge­
tragen ist, oder der aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grund in das Stimmberech­
tigtenverzeichnis nicht eingetragen worden 
ist, erhält auf Antrag einen Stimmschein. 

(2) Für die Erteilung und Ausgabe von 
Stimmscheinen und Briefabstimmungsunter­
lagen sowie für das Einspruchs- und Be­
schwerdeverfahren gelten die Vorschriften 
des Landtagswahlrechts über Wahlscheine 
und Briefwahl unterlagen entsprechend.". 

4. Artikel 11 Abs. 2 wird aufgehoben. 

5. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 12 

tJiientlichkeit der Abstimmung 

(1) Die Abstimmungshandlung ist öffentlich. 

(2) Der Stimmbezirksvorstand hat für den 
geordneten Ablauf der Abstimmungshand­
lung zu sorgen. Er kann insbesondere Perso­
nen, welche die Ruhe oder Ordnung stören, 
nach vergeblicher Ermahnung aus dem Ab­
stimmungsraum und den Zugängen zum Ab­
stimmungsraum verweisen. Ist der Betrof­
fene in das Stimmberechtigtenverzeichnis 
des Stimm bezirks eingetragen oder hat er ei­
nen Stimmschein, so ist ihm zuvor Gelegen­
heit zur Abstimmung zu geben." . 

6. Nach Artikel 12 wird folgender Artikel 12 a 
eingefügt: 

"Artikel 12 a 

Unzulässige Werbung, unzulässige 
Veröffentlichung von Befragungen 

der Stimmberechtigten 

(1) In dem Gebäude, in dem sich der Ab­
stimmungsraum befindet, ist jede Beeinflus­
sung der Abstimmenden durch Wort, Ton, 
Schrift oder Bild verboten. 

(2) Die Veröffentlichung der Ergebnisse von 
Befragungen der Abstimmenden nach der 
Stimmabgabe über den Inhalt der Abstim­
mungsentscheidung ist vor Ablauf der Ab­
stimmungszeit unzulässig. Wer hiergegen 
verstößt, handelt ordnungswidrig. Für die 
Verfolgung und Ahndung der Ordnungswid­
rigkeit gilt Artikel 50 b Abs. 2 und 3 des 
Landtagswahlgesetzes entsprechend.". 

1. Artikel 13 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Stimmbezirksvorsteher und der Vor­
steher für die Briefabstimmung haben die 
Einhaltung dieser Bestimmungen zu überwa­
chen.". 

8. Artikel 15 wird wie f'olgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
\ 

"Ein Stimmberechtigter, der nicht lesen 
kann oder durch körperliche Gebrechen 
gehindert ist, seine Stimme allein abzu­
geben, kann sich der Hilfe einer Person 
seines Vertrauens bedienen.". 

b) Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. Die bisheri­
gen Absätze 5 bis 1 werden Absätze 4 
bis 6. 

d) Im neuen Absatz 4 werden die Worte 
"Gemeindeabstimmungsausschuß oder 
Stimmbezirksausschuß" durch das Wort 
"Stimmbezirksvorstand" ersetzt. 

e) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fas­
sung: 

,,(5) Bei der Briefabstimmung hat der Ab­
stimmende dem auf dem Abstimmungs­
briefumschlag als Empfänger vorgesehe­
nen Kreisabstimmungsleiter oder Bürger­
meister im Abstimmungsbrief den ver­
schlossenen Abstimmungsumschlag, der 
den Stimmzettel enthält, sowie den Stimm­
schein so rechtzeitig zu übersenden, daß 
er dort spätestens am Abstimmungstag 
bis 18.00 Uhr eingeht. Auf dem Stimm­
schein ist durch Unterschrift an Eides Statt 
zu versichern, daß der Abstimmende den 
Stimmzettel persönlich oder nach Absatz 2 
Satz 2 ausgefüllt hat.". 

9. Artikel 16 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 16 

Ungültige Stimmen, Zurückweisung 
von Abstimmungsbriefen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimm­
zettel 
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1. nicht in einem amtlichen Abstimmungs­
umschlag abgegeben worden ist, 

2. in einem Abstimmungsumschlag abgege­
ben worden ist, der offensichtlich in ei­
ner das Abstimmungsgeheimnis gefähr­
denden Weise von den übrigen abweicht 
oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand 
enthält, 

3. nicht amtlich hergestellt ist, 

4. keine Kennzeichnung enthält, 

5. den Willen des Abstimmenden nicht zwei­
felsfrei erkennen läßt, 

6. ganz durchgestrichen, durchgerissen oder 
durchgeschnitten ist, 

7. eine Änderung, einen Vorbehalt oder ei­
nen beleidigenden oder auf die Person des 
Abstimmenden hinweisenden Zusatz ent­
hält oder wenn sich in dem Abstimmungs­
umschlag sonst eine derartige Äußerung 
befindet. 

(2) Leer abgegebene Abstimmungsumschläge 
werden als ungültige Stimmen gewertet. 
Mehrere in einem Abstimmungsumschlag ab­
gegebene Stimmzettel gelten als eine gültige 
Stimme, wenn sie gleich gekennzeichnet sind 
oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; 
bei inhaltlich verschiedener Kennzeichnung 
gelten sie als eine'ungültige Stimme. 

(3) Bei der Briefabstimmung sind Abstim­
mungsbriefe zurückzuweisen, wenn 

1. der Abstimmungsbrief nicht rechtzeitig 
eingegangen ist, 

2. dem Abstimmungsbriefumschlag kein oder 
kein gültiger Stimmschein beiliegt, 

3. dem Abstimmungsbriefumschlag kein Ab­
stimmungsumschlag beiliegt, 

4. weder der Abstimmungsbriefumschlag 
noch der Abstimmungsumschlag verschlos­
sen ist, 

5. der Abstimmungsbriefumschlag mehrere 
Abstimmungsumschläge, aber nicht die 
gleiche Anzahl gültiger und mit der vor­
geschriebenen Versicherung an Eides Statt 
versehener Stimmscheine enthält, 

6. der Abstimmende oder die Person seines 
Vertrauens die vorgeschriebene Versiche­
rung an Eides Statt auf dem Stimmschein 
nicht unterschrieben hat, 

7. kein amtlicher Abstimmungsumschlag be­
nutzt worden ist, 

8. ein Abstimmungsumschlag benutzt wor­
den ist, der offensichtlich in einer 
das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden 
Weise von den übrigen abweicht oder ei­
nen deutlich fühlbaren Gegenstand ent­
hält. 

Die Einsender zurückgewiesener Abstim­
mungsbriefe werden nicht als Abstimmende 
gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abge­
geben. 

(4) Die Stimme eines Abstimmenden, der an 
der Briefabstimmung teilgenommen hat, wird 
nicht dadurch ungültig, daß er vor dem oder 
am Abstimmungstag stirpt, aus Baden-Würt­
temberg verzieht oder sein Abstimmungs­
recht nach Artikel 2 Abs.l in Verbindung 
mit Artikel 8 Abs. 2 des Landtagswahlgeset­
zes verliert. 11 • 

10. Artikel 17 Abs.l und 2 erhält folgende Fas­
sung: 

,.(1) Nach Beendigung der Abstimmungshand­
lung ermitteln die Stimmbezirksvorstände das 
Ergebnis der Abstimmung im Stimmbezirk. 
Gleichzeitig ermitteln die Briefabstimmungs­
vorstände das Ergebnis der Briefabstimmung 
aus den ihnen zugewiesenen Abstimmungs­
briefen. Die Kreisabstimmungsausschüsse 
prüfen die Ordnungsmäßigkeit der Abstim­
mung im Stimmkreis, fassen die Abstim­
mungsergebnisse der Stimmbezirksvorstände 
und der Briefabstimmungsvorstände zu einem 
Abstimmungsergebnis für den Stimmkreis 
zusammen und stellen dieses fest. Der Lan­
desabstimmungsausschuß faßt dIe von den 
Kreisabstimmungsausschüssen festgestellten 
Abstimmungsergebnisse der Stimmkreise zu 
einem Abstimmungergebnis des Landes zu­
sammen und stellt dieses fest. 

(2) Die Abstimmungsvorstände und die Brief­
abstimmungsvorstände haben bei der Ermitt­
lung des Abstimmungsergebnisses über die 
Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
über sonstige bei der Feststellung des Ab­
stimmungsergebnisses sich ergebende Fra­
gen zu entscheiden. Die Kreisabstimmungs­
ausschüsse haben die Feststellungen der Ab­
stimmungsvorstände und Briefabstimmungs­
vorstände nachzuprüfen. Sie können fehler­
hafte Entscheidungen abändern; zurückge­
wiesene Abstimmungsbriefe können sie nicht 
zulassen. Der Landesabstimmungsausschuß 
kann Zählfehler und andere offensichtliche 
Unrichtigkeiten berichtigen.". 
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11. In der Dberschrift von Artikel 18, in Arti­
kel 20 Abs. 2 Satz 2, in der Dberschrift von 
Artikel 26, in Artikel 26 Abs. 3 sowie in der 
Dberschrift von Artikel 35 wird jeweils das 
Wort "Bekanntgabe" durch das Wort "Be­
kanntmachung" ersetzt. In Artikel 18 und 
Artikel 35 Abs.3 wird jeweils das Wort 

"gibt" durch das Wort "macht" ersetzt. In 
Artikel 26 Abs. 2 Satz 2 und in Artikel 27 
Abs.2 wird jeweils das Wort "bekanntzuge­
ben" durch das Wort "bekanntzumachen" 
ersetzt; in Artikel 27- Abs.2 wird das Wort 
"bekanntgegeben" durch das Wort "bekannt­
gemacht" ersetzt. 

12. In Artikel 20 Abs.l Satz 2 wird das Wort 
"Gemeindestimmgebieten " gestrichen. 

13. Nach Artikel 20 wird folgender Artikel 20 a 
eingefügt: 

"Artikel 20 a 

Nachabstimmung 

(1) Steht fest, daß die Abstimmung infolge 
höherer Gewalt oder aus einem sonstigen 
Grund in einem Stimmkreis oder einem 
Stimmbezirk nicht durchgeführt werden 
kann, oder wird ein offenkundiger, vor der 
Abstimmung nicht mehr behebbarer Mangel 
festgestellt, wegen dem die Abstimmung im 
Fall ihrer Durchführung ganz oder teilweise 
für ungültig erklärt werden müßte, sagt der 
Kreisabstimmungsleiter die Abstimmung 
ganz oder teilweise ab und macht dies öf­
fentlich mit dem Hinweis bekannt, daß eine 
Nachabstimmung stattfinden wird. 

(2) Ist in einem Stimmkreis oder einem 
Stimmbezirk die Abstimmung nicht durchge­
führt worden, findet eine Nachabstimmung 
statt. Die Nachabstimmung soll spätestens 
drei Wochen nach dem Tag der Hauptab­
stimmung stattfinden. Den Tag der Nachab­
stimmung bestimmt der Landesabstimmungs­
leiter. 

(3) Die Nachabstimmung findet nach densel­
ben Vorschriften und auf denselben Grund­
lagen wie die Hauptabstimmung statt. 

(4) Das Nähere über die Vorbereitung und 
Durchführung der Nachabstimmung bestimmt 
die Stimmordnung ." . 

14. Artikel 23 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) In dem Antrag sollen zwei Vertrauens­
leute benannt werden. Sind keine Vertrau­
ensleute benannt, gelten die beiden ersten 
Unterzeichner des Antrags als Vertrauens-

leute. Soweit in diesem Gesetz nichts ande­
res bestimmt ist, sind nur die Vertrauens­
leute, jeder für sich, berechtigt, verbindliche 
Erklärungen zu dem Antrag abzugeben und 
Erklärungen von Abstimmungsorganen ent­
gegenzunehmen. Die Vertrauensleute kön­
nen durch schriftliche Erklärung der Mehr­
heit der Unterzeichner des Antrags an das 
Innenministerium abberufen und durch an­
dere ersetzt werden." . 

15. Artikel 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Wird dem Antrag entsprochen, so macht 
das Innenministerium die Zulassung des 
Volksbegehrens im Staatsanzeiger für Baden­
Württemberg öffentlich bekannt. Es macht 
gleichzeitig die Gftmeinden, in denen Ein­
tragungslisten aufgelegt werden, sowie die 
Frist bekannt, innerhalb der das Volksbe­
gehren durch Eintragung in die Listen unter­
stützt werden kann. Die Eintragungsfrist darf 
frühestens vier, höchstens sechs Wochen 
nach der öffentlichen Bekanntmachung be­
ginnen und soll in der Regel 14 Tage dau­
ern.". 

16. Artikel 27- Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

"Die Zurücknahme muß dem Innenministe­
rium durch gemeinsame schriftliche Erklä­
rung der Vertrauensleute mitgeteilt wer­
den.". 

17. Artikel 30 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fas­
sung: 

,,(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 kann jeder 
Eintragungsberechtigte das Eintragungsrecht 
in der Gemeinde ausüben, in der er seine 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen seine 
Hauptwohnung hat oder in der er sich sonst 
gewöhnlich aufhält. 

(3) In einer anderen Gemeinde kann sein 
Eintragungsrecht nur ausüben, wer einen 
Eintragungsschein (Artikel 31) hat.". 

18. Artikel 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Einen Eintragungsschein erhalten auf 
Antrag Eintragungsberechtigte, die sich wäh­
rend der gesamten Dauer der Eintragungs­
frist aus wichtigem Grund außerhalb der 
nach Artikel 30 Abs. 2 maßgebenden Ge­
meinde aufhalten, wenn in dieser Gemeinde 
Eintragungslisten aufzulegen sind (Artikel 26 
Abs.2 Satz 1).". 

19. In Artikel 32 Satz 1 werden die Worte "vom 
21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17)" gestrichen. 
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20. Artikel 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "eigen­
händig" durch das Wort "handschriftlich" 
ersetzt. 

b} In Absatz 2 wird das Wort "Zunamen" 
durch das Wort "Familiennamen" ersetzt. 

21. Artikel 38 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 38 

Stimmordnung 

Das Innenministerium erläßt durch Rechts­
verordnung (Stimmordnung) die in diesem 
Gesetz vorgesehenen und die zu seiner 
Durchführung sonst erforderlichen Vorschrif­
ten. In der Stimmordnung können auch Son­
derbestimmungen über das Abstimmungsver­
fahren in Krankenhäusern, Heimen, Klöstern, 
soziaItherapeutischen Anstalten und Justiz­
vollzugsanstalten sowie für solche Stimm­
berechtigte getroffen werden, deren W ohn­
stätten aus gesundheits- oder viehseuchen­
polizeilichen Gründen gesperrt sind. " . 

Artikel 3 

Änderung des Landeswahlprüfungsgesetzes 

Das Gesetz über die Prüfung der Landtagswah­
len vom 7. November 1955 (GBl. S. 231), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26. Juni 1979 (GBl. 
S. 238), wird wie folgt geändert: 

§ 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 

Kosten des Verfahrens 

(1) Di~ Kosten des Verfahrens beim Landtag 
trägt das Land. 

(2) Dem in nichtnamentlicher Eigenschaft Ein­
sprechenden können notwendige Aufwendungen 
erstattet werden, wenn dem Einspruch stattge­
geben oder der Einspruch nur deshalb zurück­
gewiesen wurde, weil der geltend gemachte 
Mangel keinen Einfluß auf das Wahlergebnis ge­
habt hat. 

(3) Uber die Erstattung von Aufwendungen nach 
Absatz 2 ist in dem Beschluß des Landtags zu 
entscheiden." . 

Artikel 4 

Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit­
glieder des Landtags vom 12. September 1978 
(GBl. S. 473), geändert durch das Gesetz zur Än-

derung des Abgeordnetengesetzes, des Gesetzes 
über die Entschädigung der Abgeordneten und 
des Landesrichtergesetzes vom 14. November 
1979 (GBl. S. 483) wird wie folgt geändert: 

In § 1 werden die Worte "in der Fassung vom 
10. November 1975 (GBI. S. 802)" gestrichen. 

Artikel 5 

Neubekanntmachung des Landtagswahlgesetzes 
und des Volksabstimmungsgesetzes 

Das Innenministerium wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Landtagswahlgesetzes und des 
Volksabstimmungsgesetzes in der im Zeitpunkt 
der Bekanntmachung geltenden Fassung mit In­
haltsübersicht und neuer Artikelfolge bekanntzu­
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wort­
lauts zu beseitigen sowie jeweils die Bezeich­
nung "Artikel" durch die Bezeichnung ,,§" zu 
ersetzen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1983 in 
Kraft. Vorschriften, die zum Erlaß von Rechts­
verordnungen ermächtigen, sowie Artikel 5 tre­
ten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

STUITGART, den 11. April 1983 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

SpÄrn 
DR.ENGLER 

DR. HERZOG MAYER-VORFBLDER 
DR. EYRICH SCHLEE 

GERSTNER RUDER 

Anordnung der Landesregierung über 
Sitze und Bezirke der Tierzuchtämter 

Vom 11.April1983 

Auf Grund von § 19 Abs.2 und § 23 des Landesver­
waltungsgesetzes (LVG) in der Fassung vom I.April 
1976 (GBl. S.325) wird bestimmt: 

I. 

Tierzuchtämter werden errichtet in 

1. Biberach 

für die Gemeinden Balzheim, Dietenheim, Hüt­
tisheim, lllerkirchberg, lllerrieden, Schnfupflin­
gen, Staig des Alb-Donau-Kreises, 
für die Gemeinden Achstetten, Berkheim, Biber­
ach an der Riß, Burgrieden, Dettingen an der 11-
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ler, Eberhardzell, Erlenmoos, Erolzheim, Guten­
zell-Nürbel, Hochdorf, Ingoldingen, Kirchberg 
an der Iller, Kirchdorf an der lller, Laupheim, Ma­
seiheim, Mietingen, Mittelbiberach, Ochsenhau­
sen, Rot an der Rot, Schemmerhofen, Schwendi, 
Steinhausen an der Rottum, Tannheim, Ummen­
dorf, Wain, Warthausen des '. Landkreises Bi­
berach, 

für die Gemeinden Eriskirch, Friedrichshafen, 
Kressbronn ani Bodensee, Langenargen, Mek­
~enbeuren, Neukirch, Oberteuringen, Tettnang 
des Bodenseekreises, 

für die Gemeinden Achberg, Aichstetten, Ai­
trach, Amtzell, Argenbühl, Bad Waldsee, Bad 
Wurzach, Bergatreute, Bodnegg, Grünkraut, Isny 
im Allgäu, Kißlegg, Leutkirch im Allgäu, Schlier, 
Vogt, Waldburg, Wangen im Allgäu, Wolfegg des 
Landkreises Ravensburg, 

2. Heidelberg 

für die Stadtkreise Baden-Baden, Heidelberg, 
Karlsruhe, Mannheim, Pforzheim und die Land­
kreise Enzkreis, Karlsruhe, Main-Tauber-Kreis, 
Neckar-Odenwald-Kreis, Rastatt und Rhein­
Neckar-Kreis, 

3. Herrenberg 

für die Landkreise Böblingen, Calw, Esslingen, 
Freudenstadt, Ludwigsburg, Rems-Murr-Kreis 
und Tübingen, 

4. Meßkirch 

für die Landkreise Konstanz, Rottweil, Schwarz­
wald-Baar-Kreis, Sigmaringen, Tuttlingen, Zol­
lemalbkreis sowie für die in Nummer 1 nicht auf­
geführten Gemeinden des Bodenseekreises, 

5. Schwäbisch Hall 

für den Stadtkreis Heilbronn und die Landkreise 
Heilbronn, Hohenlohekreis, Ostalbkreis und 
Schwäbisch Hall, 

6. Stuttgart 

für den Stadtkreis Stuttgart; das Amt führt die 
Zusatzbezeichnung »Staatliche Tierzuchtstelle« . 

1. Titisee-Neustadt 

für den Stadtkreis Freiburg im Breisgau und die 
Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald, Em­
mendingen, Lörrach, Ortenaukreis und Walds­
hut, 

8. Ulm 

für den Stadtkreis illm und die Landkreise Göp­
pingen, Heidenheim, Reutlingen sowie für die in 
Nummer 1 nicht aufgeführten Gemeinden der 
Landkreise Alb-Donau-Kreis, Biberach und Ra­
vensburg. 

11. 

Die Tierzuchtämter sind dem Ministerium für Emäh­
rung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten unmittel­
bar nachgeordnet. 

III. 

Diese Anordnung tritt am l.Mai 1983 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Anordnung der Landesregie­
rung über Sitze und Bezirke der Tierzuchtämter und 
der Staatlichen Tierzuchtstellen vom 6.November 
1913 (GBL S.436) außer Kraft. 

STUTIGART, den 11. April 1983 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

SPÄTH 

DR.ENGLER 

SCHLEE 

DR. HERZOG MA YER-VORFELDER 

DR. EYRICH DR. EBERLE 

GRIESINGER 

RUDER 

GERSTNER 

Sechste Verordnung des 
Finanzministeriums zur Änderung der 

Zuständigkeitsverordnung 

Vom 24. März 1983 

Auf Grund von § 11 Abs.2 des Gesetzes über die 
F:inanzverwaltung in der Fassung von Artikel 5 des 
Finanzanpassungsgesetzes vom 3D.August 1911 
(BGBl.I S. 1426) in Verbindung mit der Verordnung 
der Landesregierung zur übertragung der Ermächti­
gung nach § 11 Abs. 2 des Gesetzes über die Finanz­
verwaltung auf das Finanzrninisterium vom 25.Juli 
1912 (GBI S.409) wird verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung des Finanzrninisteriums zur über­
tragung von Aufgaben der Finanzverwaltung auf 
bestimmte Finanzämter (Zuständigkeitsverord­
nung) vom 31. Juli 1919 (GBI. S.333) in der Fassung 
der Fünften Verordnung des Finanzministeriums zur 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung vom 
23. September 1982 (GBI. S. 454) wird wie folgt geän­
dert: 

In § 1 Nr.16 erhält der Textteil für das Finanzamt 
Freiburg II folgende Fassung: 

)}dem Finanzamt 
Freiburg II 

für das Finanzamt Frei­
burg 1,«. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1983 in Kraft. 

STUITGART, den 24. März 1983 DR.PALM 
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Verordnung des Finanzministeriums zur 
Übertragung der Verwaltung der 

Kraftfahrzeugsteuer auf bestimmte 
Finanzämter (Kraftfahrzeugsteuer­

Zuständigkeitsverordnung ) 

Vom 25.März 1983 

Auf Grund von § 15 Abs. 2 Satz 1 des Kraftfahrzeug­
steuergesetzes (KraftStG 1979) in der Fassung vom 
l.Februar 1979 (BGBI.I S.132) und § 1 der Verord­
nung der Landesregierung zur übertragung der 
Ermächtigung nach § 15 Abs. 2 Satz 1 des Kraftfahr­
zeugsteuergesetzes auf das Finanzministerium vom 
16. September 1980 (GBL S.569) wird verordnet: 

§ 1 

Abweichend von der allgemeinen Zustänrugkeitsre­
gelung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Kraftfahrzeugsteuer­
Durchführungsverordnung (KraftStDV 1979) vom 
3.Juli 1979 (BGBLI S.901) wird die Verwaltung der 
Kraftfahrzeugsteuer übertragen: 

1. dem Finanzamt 
Bad Säckingen 

2. dem Finanzamt 
Donaueschingen 

3. dem Finanzamt 
Freiburg-Land 

4. dem Finanzamt 
Kehl 

5. dem Finanzamt 
Müllheim 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in der Gemein­
de Albbruck, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Geisingen und Immen-
dingen, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Ballrechten-Dottingen, 
Eschbach, Heitersheim und 
Sulzburg, 

für Fahrzeuge mitregelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Appenweier und Neu-
ried, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gern Standort in den Gemein­
den Bad Bellingen, Malsburg­
Marzell und Schliengen, 

6. dem Finanzamt für Fahrzeugemitregelmäßi­
Titisee-Neustadt gern Standort in der Gemein­

de st. Märgen, 

7. dem Finanzamt fürFahrzeugemitregelmäßi-
Backnang gern Standort in den Gemein­

den Allmersbach i. T., Althüt­
te, Aspach, Auenwald, Back­
nang, Burgstetten, Großer­
lach, Kirchberg (Murr), Murr­
hardt Oppenweiler, Spiegel­
berg, Sulzbach (Murr) und 
Weissach i. T., 

8. dem Finanzamt 
Bietigheim­
Bissingen 

9. dem Finanzamt 
Kirchheim 

10. dem Finanzamt 
Le onb erg 

11. dem Finanzamt 
Nürtingen 

12. dem Finanzamt 
Riedlingen 

13. dem Finanzamt 
Saulgau 

175 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Besigheim, Bietigheim­
Bissingen, Bönnigheim, Eber­
dingen, Erligheim, Freuden­
tal, Gemmrigheim, Hessig­
heim, Ingersheim, Kirchheim 
(Neckar), Löchgau, Mundels­
heim, Oberriexingen, Sach­
senheim, Sersheim, Vaihin­
gen (Enz) und Walheim, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Bissingen, Dettingen, 
Holzmaden, Kirchheim, Len­
ningen, Neidlingen, Notzin­
gen, Ohmden, Owen und 
Weilheim, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gern Standort in den Gemein­
den Leonberg, Renningen, 
Rutesheim, Weil der Stadt, 
Weissach, Ditzingen, Gerlin­
gen, Hemmingen, Komtal­
Münchingen, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Aichtal, Altdorf, Alten­
ried, Bempflingen, Beuren, 
Erkenbrechtsweiler, Fricken­
hausen, Großbettlingen, Kohl­
berg, Neckartailfingen, Nek­
kartenzlingen, Neuffen, Nür­
tingen, Oberboihingen, 
Schlaitdorf, Unterensingen, 
Wendlingen und Wolf­
schlugen, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
denAlleshausen, Allmanns­
weiler, Altheim, Betzenweiler, 
Bad Buchau, Dürmentingen, 
Dümau, Ertingen, Kanzach, 
Langenenslingen, Moosburg, 
Oggelshausen, Riedlingen, 
Seekirch, Tiefenach, Unlin­
gen und Uttenweiler, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gern Standortin den Gemein­
den Herbertingen, Hohenten­
gen, Mengen, Saulgau, 
Scheer, Altshausen, Borns, 
Ebenweiler, Ebersbach-Mus­
bach, Eichstegen, Fleisch-



176 GBl.1983 Nr.1 

14. dem Finanzamt 
Schorndorf 

15. dem Finanzamt 
Stuttgart IV 

16. dem Finanzamt 
überlingen 

11. dem Finanzamt 
Urach 

wangen, Guggenhausen, 
Hoßkirch, Königseggwald, 
Riedhausen und Unterwald­
hausen, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Alfdorf, Kaisersbach, Plü­
derhausen, Remshalden, Ru­
dersberg, Schorndorf, Urbach, 
Welzheim und Winterbach, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Steinenbronn, Walden­
buch, Filderstadt, Leinfelden­
Echterdingen und den Orts­
teilen Kemnat und Ruit der 
Gemeinde Ostfildern, 

für Fahrzeuge mitregelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Bermatingen, Daisendorf, 
Deggenhausertal, Frickingen, 
Hagnau, Heiligenberg, Im­
menstaad, Markdorf, Meers­
burg, Owingen, Salem, Sipp­
lingen, Stetten, überlingen 
und Uhldingen-Mühlhofen, 

für Fahrzeuge mit regelmäßi­
gem Standort in den Gemein­
den Gomadingen, Hayingen, 
Hohenstein, Mehrstetten, 
Münsingen, GutsbezirkMün­
singen, Pfronstetten, Römer­
stein, Zwiefalten, Herolstadt, 
Laichingen (ohne Ortsteil 
Machtolsheim) und Wester­
heim. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1983 in Kraft. 

(2) Bis zum 30.Juni 1983 lautet die Bezeichnung 
»Freiburg-Land« in § 1 Nr.3 »Freiburg 11«. 

STUTIGART, den 25. März 1983 DR.PALM 

Verordnung 
des Justizministeriums über die Tilgung 

uneinbringlicher Geldstrafen durch freie 
Arbeit 

Vom 29. März 1983 

Auf Grund von Artikel 293 des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1914 (BGBl.I 

S.469) in Verbindung mit § 1 der Verordnung der 
Landesregierung vom 1. September 1982 (GBI. 
S.398) wird verordnet: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann dem Verurteil­
ten auf Antrag gestatten, eine uneinbringliche Geld­
strafe durch freie Arbeit zu tilgen. 

(2) Freie Arbeit im Sinne dieser Verordnung ist 
gemeinnützige und unentgeltliche Tätigkeit. Die 
Unentgeltlichkeit wird durch freiwillige geringfü­
gige Zuwendungen an den Verurteilten zum Aus­
gleich von Auslagen im Zusammenhang mit der 
Arbeitsleistung nicht berührt. 

(3) Ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis wird 
durch die Leistung freier Arbeit nicht begründet. 

§2 

Antragsverfahren 

(1) Ist die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe 
angeordnet, weist die Vollstreckungsbehörde den 
Verurteilten darauf hin, daß er innerhalb einer 
bestimmten Frist einen Antrag nach § lAbs. 1 stellen 
kann. Zugleich gibt sie ihm auf, innerhalb dieser 
Frist eine Beschäftigungsstelle, bei der freie Arbeit 
abgeleistet werden kann, zu benennen und eine Ein­
verständniserklärung des von ihm in Aussicht ge­
nommenen Beschäftigungsgebers vorzulegen. Die 
Frist muß angemessen sein und kann verlängert 
werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn der Ver­
urteilte sich nicht auf freiem Fuß befindet oder unbe­
kannten Aufenthalts ist. 

(2) Die Vollstreckungsbehörde kann dem Verurteil­
ten bei der Vermittlung eines Beschäftigungsver­
hältnisses behilflich sein und mit der Beschäfti­
gungsstelle die näheren Umstände der zu leistenden 
Tätigkeit abklären. Sie kann sich hierbei insbeson­
dere des Gerichtshelfers bedienen. 

§3 

Entscheidung der Vollstreckungsbehörde 

(1) Gestattet die Vollstreckungsbehörde die Tilgung 
der Geldstrafe durch freie Arbeit, bestimmt sie zu­
gleich die Beschäftigungsstelle, den Inhalt der Tätig­
keit, die voraussichtliche tägliche Arbeitszeit und 
den Anrechnungsmaßstab (§ 1 Abs.l). 

(2) Die Vollstreckungsbehörde lehnt den Antrag ab, 
wenn 

1. der Verurteilte innerhalb der Frist des § 2 Abs.l 
keine Beschäftigungsstelle benennt oder die Ein­
verständniserklärung des Beschäftigungsgebers 
nicht vorlegt, 
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2. Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, daß der 
Verurteilte freie Arbeit nicht leisten will oder da­
zu in absehbarer Zeit nicht in der Lage sein wird, 

3. die vom Verurteilten vorgeschlagene Beschäfti­
gungsstelle unter Berücksichtigung der allge­
meinen Strafzwecke zur Ableistung gemeinnüt­
ziger Arbeit ungeeignet erscheint. 

§4 

Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe 

Die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe unter­
bleibt, solange 

1. über einen entsprechenden Antrag des Verur­
teilten nicht entschieden ist oder 

2. dem Verurteilten die Tilgung der Geldstrafe 
durch freie Arbeit gestattet ist. 

§ 5 

Weisungen 

Der Verurteilte hat den Weisungen der Vollstrek­
kungsbehörde und im Rahmen des Beschäftigungs­
verhältnisses den Anordnungen des Beschäfti­
gungsgebers nachzukommen. 

§6 

Widerruf und Beendigung der Gestattung 

(1) Die Vollstreckungsbehörde widerruft die Gestat­
tung, wenn der Verurteilte 

1. ohne genügende Entschuldigung nicht zur Ar­
beit erscheint oder die Arbeit abbricht, 

2. trotz Abmahnung des Beschäftigungsgebers mit 
seiner Arbeitsleistung hinter den Anforderungen 
zurückbleibt, die billigerweise an ihn gestellt 
werden können, 

3. in erheblichem Maße gegen ihm erteilte Weisun­
gen oder Anordnungen verstößt, 

4. durch sonstiges schuldhaftes Verhalten seine 
Weiterbeschäftigung für den Beschäftigungsge­
ber unzumutbar macht. 

Der Verurteilte ist vor einem Widerruf zu hören. Der 
Widerruf und dessen Grund sind ihm schriftlich mit­
zuteilen. 

(2) Die Gestattung endet, wenn der Verurteilte bei 
dem bisherigen Beschäftigungsgeber nicht mehr 
weiter tätig sein kann und ein neues Beschäftigungs­
verhältnis in angemessener Zeit nicht zustande 
gekommen ist. 

§7 

Tilgung der Geldstrafe 

(1) Zur Tilgung eines Tagessatzes der Geldstrafe 
sind sechs Stunden freie Arbeit zu leisten. In Aus-

nahmefällen kann die Vollstreckungsbehörde den 
Anrechnungsmaßstab insbesondere mit Rücksicht 
auf Inhalt und Umstände der Tätigkeit oder auf die 
persönlichen Verhältnisse des Verurteilten bis auf 
drei Stunden herabsetzen. 

(2) Bleibt der Verurteilte der Arbeit fern, wird die 
versäumte Arbeitszeit auch dann nicht auf die 
Gesamtarbeitszeit angerechnet, wenn das Fernblei­
ben entschuldigt ist. 

(3) Wird der Vollstreckungsbehörde nachgewiesen, 
daß der Verurteilte die erforderliche Stundenzahl 
freie Arbeit geleistet hat, ist damit die Geldstrafe 
getilgt. Die Vollstreckungsbehörde teilt dem Verur­
teilten schriftlich mit, daß die Zahlung der Geldstrafe 
erledigt ist. 

(4) Der Verurteilte kann jederzeit die noch nicht 
getilgte Geldstrafe zahlen. 

§8 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für den Zuständigkeitsbe­
reich der Staatsanwaltschaften Mannheim und 
Ravensburg mit Ausnahme der Amtsgerichtsbezirke 
Saulgau und Tettnang. 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am l.Mai 1983 in Kraft. 

STUITGART, den 29. März 1983 DR.EVRICH 

Verordnung 
des Ministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft, Umwelt und Forsten 
zur Änderung der 

Landesiischereiverordnung 

Vom 29. März 1983 

Auf Grund von § 37 Abs.2, § 44 Abs.l Nr.l und 10 
und § 51 Abs.4 Nr.l des Fischereigesetzes für 
Baden-Württemberg (FischG) vom 14.November 
1979 (GBl. S.466) wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft, Umwelt und Forsten zur Durchfüh­
rung des Fischereigesetzes für Baden-Württemberg 
vom 10.Dezember 1980 (GBl. S.630) wird wie folgt 
geändert: 
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1. In § 1 Abs.1 wird bei der Tierart Schleie in der 
Spalte Schonzeit das Wort »keine« durch die 
Worte »15.Mai bis 30. Juni« ersetzt. 

2. § 4 Satz 1 wird gestrichen. 

3. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

»§ 8a 
Listen über die Ausgabe der 

Erlau bnisscheine 

( 1) Der Fischereiberechtigte oder der Pächter hat 
über die Ausgabe der Erlaubnisscheine Listen zu 
führen. In die Listen sind einzutragen: 

1. Laufende Nummer des Erlaubnisscheins, 

2. Name des Inhabers des Erlaubnisscheins, 

3. Tag der Ausstellung des Erlaubnisseheins 
und seine Gilltigkeitsdauer, 

4. Bezeichnung des Gewässers oder der Gewäs­
serstrecke, auf die sich der Erlaubnissehein 
bezieht, 

5. Angaben über zugelassene Fanggeräte, 
Mengenbeschränkungen und Abweichung 
von Schonmaßen. 

(2) Werden von den ausgegebenen Erlaubnis­
scheinen Durchschriften, Abschriften oder Ko­
pien (Vervielfältigungen) durch den Fischerei­
berechtigten oder den Pächter gefertigt, kann 
von der Führung der Listen nach Absatz 1 Satz 1 
abgesehen werden, wenn die Vervielfältigungen 
mit laufenden Nummern versehen und geson­
dert aufbewahrt werden. 

(3) Die Listen nach Absatz 1 sind mindestens ein 
Jahr nach Ende der Gilltigkeitsdauer der auf der 
Liste eingetragenen Erlaubnisscheine, die Ver­
vielfältigungen nach Absatz 2 mindestens ein 
Jahr nach Ende der Gültigkeitsdauer des Erlaub­
nisscheines aufzubewahren.«. 

4. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Worte» § 4 Sätze 1 
bis 3« durch die Worte »§ 4 Sätze 1 und 2« er­
setzt. 

b) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

»(2) Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 
Abs.1 Nr.1 des Gesetzes über Ordnungswid­
rigkeiten sind die in § 51 Abs.4 Nr.1 FischG 
genannten Behörden.«. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 15.Mai 1983 in Kraft. 

STUTIGART, den 29. März 1983 WEISER 

Verordnung 

des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft, Umwelt und Forsten 

zur Änderung der 
Tierzuchtdurchführungsverordnung 

Vom 14.April 1983 

Auf Grund von § 5 Abs. 3 und 4 sowie § 18 Satz 2 des 
Landesverwaltungsgesetzes (L VG) in der Fassung 
vom l.April 1976 (GBL S.325), geändert durch 
Gesetz vom 3.April 1979 (GBL S.133), wird ver­
ordnet: 

Artikel 1 

§ 1 der Verordnung des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt zur Durchführung des 
T.ierzuchtgesetzes vom 24.November 1979 (GBL 
S.508) wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden die Worte »Ernährung, Land­
wirtschaft und Umwelt« durch die Worte »Ernäh­
rung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten« er­
setzt. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Zuständige Behörden sind im übrigen die 
Tierzuchtämter. Hierbei sind zuständig 

1. für Hengste, Schafböcke und Ziegenböcke 
das Tierzuchtamt Stuttgart für das ganze 
Land, 

2. für Bullen das Tierzuchtamt Herrenberg 
auch für den Bezirk des Tierzuchtamtes Stutt­
gart, 

3. für Eber 

a) das Tierzuchtamt Heidelberg auch für den 
Bezirk des Tierzuchtamtes Titisee-Neu­
stadt, 

b) das Tierzuchtamt Meßkirch auch für die 
Bezirke der Tierzuchtämter Biberach und 
Ulm, 

c) das Tierzuchtamt Stuttgart auch für die Be­
zirke der Tierzuchtämter Herrenberg und 
Schwäbisch Hall.«. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am l.Mai 1983 in Kraft. 

STUTIGART, den 14. April 1983 WEISER 
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Verordnung 
des Regierungspräsidiums Karlsruhe 

als höhere Naturschutzbehörde über das 
Naturschutzgebiet» Wertwiesen {{ 

Vom 28. Januar 1983 

Auf Grund von §§ 21, 58 Abs.2 und 4 und 64 Abs.l 
Nr.2 des Naturschutzgesetzes (NatSchG) vom 
21. Oktober 1975 (GBL S.654), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 6. April 1982 (GBL S.97), wird 
verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Rächen auf dem 
Gebiet der Großen Kreisstadt Horb a.N. und der 
Gemeinde Eutingen im Gäu, Landkreis Freuden­
stadt, werden zum Naturschutzgebiet erklärt. Das 
Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung »Wert­
wiesen«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 
11,0 ha. Es umfaßt nach dem Stand vom 27. Oktober 
1980 auf dem Gebiet der Stadt Horb a.N., Ortsteil 
Mühlen, die Grundstücke Rst. Nm. 962, 963, 964/4, 
965-968,971-979,981,983,985-990,99112,991/3, 
997,998,1007, 

auf dem Gebiet der Gemeinde Eutingen, Ortsteil 
Rohrdorf, die Grundstücke 

Rst. Nm. 2921-2924, 2925/1, 2926-2928, 2931, 
2933,2938-2940,2956,2957/1,2961,2962/1,2962/ 
2, 2963/1, 2963/3, 2963/4, 2964-2967 und 
2970-2972. 

(2) Die Grenzen des Schutzgebiets sind in einer 
Karte im Maßstab 1 : 25000 und einer Detailkarte im 
Maßstab 1: 2500 rot eingetragen. Eine Nutzungs­
karte mit den Grenzen der landwirtschaftlich unein­
geschränkt nutzbaren Flächen und des Bereiches 
mit Nutzungseinschränkungen ist Bestandteil dieser 
Verordnung. Die Verordnung mit Karten wird bei der 
höheren Naturschutzbehörde - Regierungspräsi­
dium Karlsruhe - verwahrt; eine Ausfertigung befin­
det sich bei der unteren Naturschutzbehörde- Land­
ratsamt Freudenstadt - in Freudenstadt. 

Die Verordnung mit Karten kann während der übli­
chen Dienststunden eingesehen werden. 

§3 

Schutzzweck 

Schutzzweck ist die Erhaltung eines naturnahen 
Ausschnittes der Talaue des oberen Neckars und 

ihrer naturhaften Ausstattung; insbesondere sollen 
geschützt und gefördert werden 

1. der Verlauf der alten verlandeten Neckar­
schlinge als geomorphologisch bedeutsames 
Zeugnis, 

2. das Feuchtgebiet in seiner besonderen Aus­
prägung als Lebensraum für vielfältige Pflanzen 
und Tiergemeinschaften sowie als Rastplatz für 
Zugvögel. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen 
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner 
Bestandteile, zu einer nachhaltigen Störung oder zu 
einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen For­
schung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauord­
nung in der jeweils geltenden Fassung zu errich­
ten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen, 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsan­
lagen anzulegen, Leitungen aller Art zu verlegen 
oder Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer zu schaffen, 
zu beseitigen, zu ändern sowie Entwässerungs­
oder sonstige Maßnahmen vorzunehmen, die 
den Wasserhaushalt des Gebietes verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

7. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nach­
zustellen, sie mutwillig zu beunruhigen oder zu 
vertreiben, sie zu fangen, zu verletzen oder zu tö­
ten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester oder 
sonstige Brut-, Wohn-, Rast-, Nahrungs- oder Zu­
fluchtstätten dieser Tiere zu entfernen, zu be­
schädigen oder zu zerstören sowie zum Fang ge­
eignete Vorrichtungen zu errichten oder zu be­
treiben, 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung zu 
ändern; 

10. zu baden, zu zelten, zu reiten, zu lagern, Wohn­
wagen, sonstige Fahrzeuge oder Stände aufzu­

,stellen oder motorgetriebene Schlitten zu be­
nutzen; 

11. Feuer zu entzünden und zu unterhalten; 
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12. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreini­
gungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

13. die Wege zu verlassen; 

14. das Schutzgebiet mit Fahrzeugen aller Art zu be­
fahren; 

15. mit Booten aller Art zu fahren oder sonstige 
schwimmende Anlagen einschließlich Bojen zu 
betreiben oder zu verankern; 

16. Flugmodelle oder Modellboote zu betreiben; 

11. die mit Schilf-oder Seggenbeständen bewachse­
nen Naß- und Feuchtflächen anders als nach Vor­
schriften der höheren Naturschutzbehörde zu 
pflegen; 

18. das Grünland, soweit es in den Bereich mit Ein­
schränkungen für die landwirtschaftliche Nut­
zung fällt (gemäß der Nutzungskarte nach § 2 
Abs.2 Satz 2), in Ackerland umzuwandeln. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd; 

2. für die ordnungsmäßige Ausübung der Fischerei 
rnitderMaßgabe,daß 

a) der Fischweiher nur zu Aufzuchtzwecken und 
nicht als Angelgewässer genutzt werden darf; 

b) keine Maßnahmen zur Abwehr von fischfres­
senden Vögeln getroffen werden dürfen; 

c) die Vegetation am, im und um den Fischwei­
her weder durch Pflanzungen noch durch Be­
seitigung von Pflanzen verändert werden 
darf; 

d) Pflegernaßnahmen nur im Einvernehmen mit 
der höheren Naturschutzbehörde durchge­
führt werden dürfen. 

3. die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nut­
zung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang, ausgenommen Maßnahmen nach § 4 
Abs.2 Ziffern 9,11 und 18; 

4. die ordnungsmäßige forstliche Bewirtschaftung; 

5. für die sonstige, bisher rechtmäßigerweise aus­
geübte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, 
Straßen und Wege sowie der rechtmäßigerweise 
bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang sowie deren Unter­
haltung und Instandsetzung; 

6. für Pflegernaßnahmen, die von der höheren 
Naturschutzbehörde oder in deren Einverneh­
men von der unteren Naturschutzbehörde ange­
ordnet werden; 

,. für behördlich angeordnete oder zugelassene 
Beschilderungen. 

§6 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Die im Naturschutzgebiet befindlichen Grünlandflä­
chen sind jährlich mindestens einmal zu mähen. 

Schutz- und Pflegernaßnahmen werden durch die 
höhere Naturschutzbehörde oder in deren Einver­
nehmen durch die untere Naturschutzbehörde in 
einern Pflegeplan oder durch Einzelanordnungen 
festgelegt. 

§1 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach 
§ 63 NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.l Nr.2 
NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet 
vorsätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 dieser 
Verordnung verbotenen Handlungen vornimmt. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

KARLSRUHE, den 28. Januar 1983 DR.MüLLER 

Verordnung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart als 
höhere Naturschutzbehörde über das 

NaturSChutzgebiet »Kirchheimer Wasen« 

Vorn 22. März 1983 

Auf Grund von § 21 und § 58 Abs.2 des Gesetzes 
zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und 
über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft 
(Naturschutzgesetz - NatSchG) vorn 21. Oktober 
1915 (GBl. S.654) wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet 
der Gemeinde Kirchheim am Neckar, Landkreis 
Ludwigsburg, wird zum Naturschutzgebiet erklärt. 
Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung 
»Kirchheimer Wasen«. 
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§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 
17,6 ha. Es umfaßt nach dem Stand vom 18.Februar 
1982 auf dem Gebiet der Gemeinde Kirchheim am 
Neckar, Gemarkung Kirchheim, die Flurstücke 
Nr.4243-4245, Nr.4251-4255, Nr.4272 und 
Nr.4284 sowie Teile der Flurstücke Nr.149 (Weg), 
Feldwege F.W.187, F.W.190, F.W.191, F.W.192 
sowie des Flusses 1 (Neckar). 

(2) Das Schutzgebiet ist in einer übersichtskarte 
des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 18.Fe­
bruar 1982 im Maßstab 1 :25000 schwarz umgrenzt 
und flächig rot angelegt sowie in einer Flurkarte des 
Regierungspräsidiums Stuttgart vom 18. Februar 
1982 im Maßstab 1: 2500 schwarz umgrenzt und rot 
angeschummert eingetragen. Die Verordnung mit 
Karten wird beim Regierungspräsidium Stuttgart als 
höhere Naturschutzbehörde in Stuttgart verwahrt; 
eine Ausfertigung befindet sich beim Landratsamt 
Ludwigsburg als untere Naturschutzbehörde in 
Ludwigsburg. Die Verordnung mit Karten kann 
während der Dienststunden dort eingesehen wer­
den. 

§3 

Schutzzweck 

Schutzzweck ist die Erhaltung des letzten Auwaldre­
stes am Neckar sowie die Sicherung eines wertvollen 
Lebensraumes für zahlreiche gefährdete und be­
drohte Tier- und Pflanzen arten. Insbesondere sollen 
die Wasserflächen wegen ihrer ökologischen Bedeu­
tung erhalten und gesichert werden. Beeinträchti­
gungen und Störungen sollen von dem Gebiet fern­
gehalten werden. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen 
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner 
Bestandteile, zu einer nachhaltigen Störung oder zu 
einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen For­
schung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauord­
nung in der jeweils geltenden Fassung zu errich­
ten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsan­
lagen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder 
Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzu­
nehmen, die den Wasserhaushalt des Gebiets 
verändern sowie Gewässer zu verunreinigen; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

7. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstörenj 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nach­
zustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, 
Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut-, 
Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere zu ent­
fernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung zu 
ändern; 

10. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen oder 
motorgetriebene Schlitten zu benutzen; 

11. Feueranzumachenj 

12. ohne zWingenden Grund Lärm, Luftverunreini­
gungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

13. zu reiten oder mit Motorfahrzeugen zu fahren; 

14. die Wasserflächen mit Booten jeglicher Art oder 
sonstigen Hilfsmitteln zu befahren; 

15. in den Seen zu baden oder die Eisflächen mit 
Schlittschuhen zu befahren; 

16. die Feldwege Nr.149, F. W.187 und F. W.192 
(soweit diese innerhalb der Grenzen des Schutz­
gebiets liegen) sowie deI} die beiden Feldwege 
Nr.149 urid F. W.187 verbindenden Dammweg 
zu verlassen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd 
unter größtmöglicher Rücksichtnahme auf die 
Wasservogelwelt insbesondere während der 
Brut- und Zugzeitj 

2. a} für die ordnungsmäßige Fischerei am Neckarj 

b} für die ordnungsmäßige Ausübung der Fi­
scherei mit der Maßgabe, daß im sogenannten 
Großen See vom Nordufer ganzjährig nicht 
gefischt wird. Die Befischung vom West- und 
Südufer westlich des Wassergrabens zum 
Neckar ist in der Zeit vom 16.März bis 
30.April und 16.Juli bis 31. Oktober sowie 
vom Ostufer in der Zeit vom 16.Juli bis 
30.April zulässig. Es dürfen keine Gastfi­
scherkarten ausgestellt werden; Veranstal­
tungen (Preisfischen u.ä.) sind untersagt. 
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cl für die ordnungsmäßige Ausübung der Fi­
scherei mit der Maßgabe, daß im sogenannten 
Blatt-See nur in der Zeit vom 16.März bis 
30.April und 16.Juli bis 31. Oktober gefischt 
wird. Mehr als 3 Fischer dürfen nicht gleich­
zeitig angeln. 

3. für die sonstige, bisher rechtmäßigerweise aus­
geübte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, 
Straßen und Wege unter Beachtung der Regelun­
gen des § 4 Ziffer 13-16 sowie der rechtmäßiger­
weise bestehenden Einrichtungen in der bisheri­
gen Art und im bisherigen Umfang sowie deren 
Unterhaltung und Instandsetzung; 

4. für Holzentnahme und Pflegernaßnahmen, die 
von der höheren Naturschutzbehörde oder der 
von ihr beauftragten Stelle angeordnet werden 
oder im Einvernehmen mit der höheren Natur­
schutzbehörde durchgeführt werden sollen; 

5. für behördlich angeordnete oder zugelassene 
Beschilderungeni 

6. zur Durchführung von Unterhaltungsarbeiten an 
der Bundeswasserstraße Neckar und der zum Be­
trieb der Bundeswasserstraße Neckar notwendi­
gen bundeseigenen Fernsprechleitung; 

,. für das Befahren des südlichen Drittels des gro­
ßen Sees bis zur Sperrboje mit Segelbooten und 
das Ankern in diesem Gebiet, wobei ein Abstand 
vom Ufer von 20 Metern einzuhalten ist. 

§6 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann das 
Regierungspräsidium als höhere Naturschutzbe­
hörde nach § 63 des Naturschutzgesetzes Befreiung 
erteilen. 

§1 

Meldepflicht 

Schäden im Naturschutzgebiet sind von den Grund­
stückseigentümern oder den sonstigen Berechtigten 
unverzüglich dem Landratsamt als untere Natur­
schutzbehörde unmittelbar oder über die Gemeinde 
mitzuteilen. 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.l NI. 2 
NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet 

vorsätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 dieser 
Verordnung verbotenen Handlungen vornimmt. 

§9 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung trittt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Ver­
ordnung des Regierungspräsidiums Nordwürttem­
berg vom 19. November 1959 über das Naturschutz­
gebiet »Kirchheimer Wasen«, verkündet im Gesetz­
blatt für Baden-Württemberg 1959 S.170, außer 
Kraft. 

STUTIGART, den 22. März 1983 DR.BuLLING 

Verkündung im Staats anzeiger 

Gemäß § 2 des Gesetzes über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen vom 1. März 1954 (GBl. S. 27) in 
der Fassung vom 18.November 1957 (GBI. S.139) 
wird auf die folgende im Staatsanzeiger für Baden­
Württemberg verkündete Rechtsverordnung hinge­
wiesen: 

Bezeichnung 
der Verordnung 

Verordnung 
des Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittel­
stand und Verkehr 
TSN Nr.l/83 zur 
Änderung der Ver­
ordnung TSN Nr.l/ 
76 über einen Tarif 
für die Beförderung 
von Natursteinen, 
Kies und Sand im 
allgemeinen Güter­
nahverkehr mit 
Kraftfahrzeugen. 
Vom 8. März 1983. 

Verkündet im 
Staatsanzeiger 
Nr. vom 

20 12.3.1983 

Tag des 
Inkrafttretens 

1.4.1983 
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Verkündungen im Amtsblatt}} Kultus und 
Unterricht {( 

Gemäß § 114 des Schulgesetzes für Baden-Württem­
berg (ScbG) in der Fassung vom 23. März 1976 (GBI. 
S. 410) wird auf die folgenden im Amtsblatt des Mini­
steriums für Kultus und Sport Baden-Württemberg 
verkündeten Rechtsverordnungen hingewiesen: 

Bezeichnung 
der Verordnung 

Verordnung des 
Ministeriums für 
Kultus und Sport zur 
Änderung der Ver­
ordnung über die 
Ausbildung und 
Prüfung an den 
Fachschulen für 
Wirtschafterinnen. 
Vom 15. Dezember 
1982 

Verordnung des 
Ministeriums für 
Kultus und Sport 
über die Aufnahme 
in die beruflichen 
Gymnasien der drei-
jährigen Aufbau-
form. Vom 23.De-
zember 1982 

Verkündet im 
Amtsblatt 

»Kultus und 
Unterricht« 

vom Seite 

17.1.1983 15 
und 

15.3.1983 109 

Tag des 
Inkrafltretens 

1.8.1983 

1.2.1983 33 2.2.1983 

Verordnung des 15.3.1983 69 1.8.1983 
Ministeriums für 
Kultus und Sport 
über die Ausbildung 
und Prüfung an den 
zweijährigen Fach-
schulen für Technik 
(TechnikerVO) . 
Vom 7. Februar 1983 

183 
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